
Zur Situati-
on der Fami-
lien in Berlin 
schreibt der 
C D U - F r a k -
t i o n s c h e f 
Nicolas Zim-
mer in einem 

Namensartikel: 
Familien bilden das Funda-
ment unserer Gesellschaft. 
Sie übernehmen die Verant-
wortung für die Versorgung 
und Erziehung der Kinder. 
Der Staat kann nur die Rah-
menbedingungen schaffen, 
damit eine harmonische und 
solidarische Gesamtent-
wicklung der Gesellschaft 
im Sinne der Generationen-
gerechtigkeit möglich ist. 
Familie und Kinder werden 
allzu häufig nur im Zusam-
menhang mit unserer Rente 
und mit der Alterspyramide 
in der Bundesrepublik disku-
tiert. Dass aber der Kinder-
wunsch und die Gründung 
einer Familie für viele Men-
schen in Deutschland – und 
vor allem auch der Jugend-
lichen - nach wie vor mit an 
erster Stelle steht, wird da-
bei meist vernachlässigt und 
verschwiegen. Gerade in 
Berlin wird der Drang nach 
vermeintlich freier Selbst-
bestimmung und Individu-
alität von der politischen 
Linken als erstrebenswerter 
und gesellschaftsfähiger an-
gesehen als die Förderung 
von Familien. Während der 
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Hollywood-Star 
Ralf Moeller 

unterstützt die CDU

Ralf Moeller, Schauspieler 
(„Gladiator“) und Sport-
ler, ist neues Mitglied im 
teAM Zukunft. Der aus 
Recklinghausen stam-
mende Moeller kämpft 
im teAM Zukunft ge-
meinsam mit mittlerweile 
über 20.000 anderen Frei-
willigen für Angela Mer-
kel und damit für einen 
Wechsel in Deutschland. 
Moeller: „Ich bin für Frau-
enpower, und ich will, 
dass Deutschland wieder 
zu einem starken Land 
wird.“

Merkel-Faktor 
erreicht die Industrie

Der Merkel-Faktor hat 
die Industrie erreicht. 
Seit der Ankündigung 
der Neuwahl und seit der 
Hoffnung auf den Re-
gierungswechsel nahm 
im Zweimonatsvergleich 
das Ordervolumen in der 
deutschen Industrie im 
Juni und Juli gegenüber 
April und Mai um 5,4 Pro-
zent zu; die Inlandsnach-
frage verbesserte sich um 
4,1 Prozent.

Autofahrer 
als Melkkuh

„Das glaube ich nicht, 
dass das zu viel ist.“ Noch-
Bundeskanzler Schröder 
während des TV-Duells 
auf die Frage, ob 68 % 
Mineralölsteuer inklusive 
Ökosteuer nicht zuviel 
seien. 

Keine Glaube an 
SPD-Wahlsieg

Nach einer neuen Um-
frage des Instituts für 
Demoskopie Allensbach 
glauben nur noch acht 
Prozent der Bundesbür-
ger an einen Sieg der 
SPD. Bei keiner Bundes-
tagswahl seit 1983 sei ein 
so deutlicher Abstand in 
der Siegeserwartung zwi-
schen den beiden großen 
Volksparteien ermittelt 
worden. Quelle: FAZ

Regierende Bürgermeister 
Wowereit und sein Senat 
ein Sado-Maso-Fest öffent-
lich huldigen und stets von 
Toleranz und von einer allen 
gesellschaftlichen Gruppen 
offenen Metropole reden, 
stehen Familien in Berlin 
politisch im Abseits. 
Für SPD und Linkspartei.
PDS ist deren Lage in einer 
Großstadt wie Berlin nicht 

von politischem Interesse. 
Das Eintreten für ihre Rech-
te ist nicht ‚en vogue’. Eher 
sind es die alternativen Le-
bensformen, die mit einer 
klassischen Familienpolitik 
nichts gemein haben. Wer 
mehr als zwei Kinder hat, 

wird häufig als ‚asozial’ be-
trachtet. Wenn Frauen der 
Familie den Beruf vorzie-
hen, sind sie nach Ansicht 
der politischen Linken reak-
tionär und vertreten ein an-
tiquiertes Gesellschaftsbild. 
Aber nicht nur diese zutiefst 
unsozialen 68er-Einstellun-
gen, sondern auch die kon-
krete Familienpolitik der 
Bundesregierung und des 

Senats hat die 
Lage der Fami-
lien in den ver-
gangenen Jah-
ren verschärft. 
Kinder zu haben, 
ist ein Armuts-
risiko, das viele 
neben den Vor-
urteilen zu Recht 
scheuen. Das 
durchschnittli-
che Familienein-
kommen liegt in 
Berlin unter dem 
Bundesdurch-
schnitt, Famili-
enhilfen wurden 
gestrichen und 
Gebühren wie 
im Kitabereich 
oder auch im 
Nahverkehr er-

höht. Mit der Folge, dass 
laut Armutsbericht allein 
in Berlin 23,6% aller Kinder 
als arm zu bezeichnen sind, 
während Wowereit seine 
ganze Aufmerksamkeit dem 
‚Anderssein’ und öffentli-
chen Sexpartys schenkt.

Unter Wowereit: Familien im Abseits
Der Staat und damit auch 
der Regierende Bürgermeis-
ter in Berlin haben aber eine 
Fürsorgepflicht den Kindern 
und ihren Eltern gegenüber: 
Sie erbringen in unserer 
Gesellschaft eine Leistung, 
die mit keiner anderen ver-
gleichbar ist. Dieser Leis-
tung sind sich SPD, Grüne 
und Linkspartei.PDS offen-
sichtlich nicht bewusst. Fa-
milien brauchen Rahmenbe-
dingungen, in denen sie sich 
unabhängig und frei von 
materiellen Sorgen sowie 
ideologischen Vorbehalten 
entfalten können. Famili-
enpolitik muss als Quer-
schnittsaufgabe für alle 
Politikbereiche angesehen 
werden. Dazu gehört vor 
allem eine Werterziehung, 
die ihren Namen auch ver-
dient. Denn nur mit einem 
christlich-abendländischen 
Wertefundus können die 
Grundlagen für eine sozia-
le Familienpolitik auch ge-
schaffen werden. Der Senat 
versagt aber bereits schon 
hier und schafft den ver-
bindlichen Religionsunter-
richt gegen den Willen vie-
ler Eltern zugunsten eines 
beliebigen und austausch-
baren Ethikunterrichts ab. 
Was wir jetzt brauchen, ist 
eine neue Familienpolitik 
und ein Politikwechsel, der 
die Familien wieder auf die 
politische Agenda setzt. 

Das deutsche Steuerrecht 
ist bürokratisch, leistungs-
feindlich, investitions-
hemmend und damit un-
gerecht. Das Ziel der CDU 
ist ein einfaches, wettbe-
werbsfähiges und gerech-
tes Steuersystem. Mit der 
Benennung des Steuerex-
perten und früheren Ver-
fassungsrichters Prof. Paul 
Kirchhof in ihr Kompetenz-
team ist Angela Merkel ein 
Coup gelungen. 
Um das deutsche Steuer-
system einfacher und ge-
rechter zu machen, will die 
CDU Schluss machen mit 
Steuerschlupflöchern und 
Steuersparmodellen. Damit 
der Spitzensteuersatz nicht 
länger nur auf dem Papier 
steht, sondern von den Spit-
zenverdienern auch tatsäch-

Ein einfaches und familienfreundliches Steuerrecht
lich bezahlt wird. Das bringt 
3 Milliarden Euro Mehrein-
nahmen und deutlich mehr 
Gerechtigkeit als die so ge-
nannte „Reichensteuer“ der 
SPD. Die bietet nur neue 
Anreize, Steuerumgehungs-
möglichkeiten zu nutzen. 
Ihr Aufkommen wird weit 
hinter den von der SPD 
genannten 1,3 Milliarden 
Euro zurückbleiben. Vor-
rang hat für die Union auch 
eine zukunftsfähige Steu-
erpolitik für Familien mit 
Kindern. Hierfür steht Prof. 
Paul Kirchhof wie kaum ein 
anderer, denn der Schutz 
sowie die Förderung der Fa-
milie bilden einen zentralen 
Punkt in seiner politischen 
Überzeugung. Als Verfas-
sungsrichter setzte er sich 
für eine Besserstellung von 

Familien und Kindern 
ein. Unter seinem 
Einfluss entstand der 
viel beachtete Auf-
trag an den Gesetzge-
ber, Betreuungs- und 
Erziehungskosten 
von Kindern beim 
Existenzminimum 
steuerlich zu berück-
sichtigen. Das Regie-
rungsprogramm der 
Union sieht vor, bei 
der Steuer die Grund-
freibeträge auf 8.000 
Euro je Kind und Er-
wachsener zu erhö-
hen. Damit wird un-
ter Berücksichtigung 
aller pauschalen Abzü-
ge eine vierköpfige Familie 
bis zu einem Einkommen 
von 38.200 Euro im Jahr ein-
kommensteuerfrei gestellt. 

5.000 Euro mehr als heute! 
Dadurch wird die CDU den 
Stellenwert der Familie, der 
unter Rot-Grün stark gelit-
ten hat, wieder verbessern.

Prof. Paul Kirchhof


